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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2019/08/0090 E 22. Oktober 2020 RS 2 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Eine Einbindung in die betriebliche Organisation setzt zunächst das Vorhandensein eines Betriebs voraus. 
Im Sinn der Definition des § 34 Abs. 1 ArbVG ist diejenige Arbeitsstätte als Betrieb anzusehen, die eine 
organisatorische Einheit bildet, innerhalb derer eine physische oder juristische Person oder eine 
Personengemeinschaft mit technischen oder immateriellen Mitteln die Erzielung bestimmter 
Arbeitsergebnisse fortgesetzt verfolgt, ohne Rücksicht darauf, ob Erwerbsabsicht besteht oder nicht. 
Maßgeblich für eine Einbindung in die betriebliche Organisation ist insbesondere, ob von der aus 
Infrastruktur und beteiligten Personen gebildeten organisatorischen Einheit ein personenbezogener 
Anpassungsdruck auf den darin eingebundenen Erwerbstätigen ausgeht. Strukturen einer betrieblichen 
Organisation, in die eine Einbindung erfolgen kann, manifestieren sich zB in einem durch die 
Erfordernisse der betrieblichen Einrichtung vorgegebenen Ablauf, in einer gemeinsamen aufeinander 
abgestimmten Tätigkeit mehrerer Mitarbeiter oder in der Anwesenheit von Vorgesetzten an der 
Arbeitsstätte. Meist wird eine Einbindung in die betrieblichen Strukturen vor Ort von einer (dauerhaften) 
Zuweisung von einschlägigen Betriebsmitteln an den Erwerbstätigen (zB Schreibtisch, Anschluss und 
Benutzung einer innerbetrieblichen Informationstechnologie) begleitet (vgl. VwGH 29.1.2020, Ra 
2018/08/0028; sowie VwGH 14.11.2018, Ra 2018/08/0172, 0173, mit weiteren Ausführungen zum 
Begriff der Einbindung in den Betrieb). Insbesondere können auch Baustellen, soweit sie die genannten 
Kriterien erfüllen, in diesem Sinn als ein Betrieb angesehen werden, in den eine Einbindung erfolgen 
kann (vgl. zu derartigen Fällen etwa VwGH 21.8.2017, Ra 2016/08/0119; 11.7.2012, 2010/08/0217). 
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